
Fraktion FUCHS in der Gemeindevertretung Mühltal

Die Fraktion FUCHS in der Gemeindevertretung Mühltal bringt zur Behandlung in der

Sitzung am 24. März 2020 unter dem Arbeitstitel

Preisgünstiges Wohnen in Mühltal
folgenden

Antrag
em:

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Mühltal beschließt Bebauungspläne für Gebiete, auf
denen erstmals durch den Bebauungsplan die übliche Wohnnutzung ermöglicht wird, im
finalen Satzungsbeschluß ab sofort nur noch dann, wenn sichergestellt ist, daß mindestens auf
der Hälfte der möglichen Bruttogeschoßfläche dauerhaft preisgünstiges Wohnen ermöglicht
und binnen drei Jahren nach Satzungsbeschluß auch umgesetzt wird. Preisgünstiges Wohnen
liegt für die Gemeindevertretung dann vor, wenn die Richtlinien der Kreisagentur für
Beschäftigung für 60m2 und 75m2 große Wohnungen im Mittel nicht überschritten werden,

dies sind aktuell etwa 7,50 Euro pro Quadratmeter Wohnfläche.

Alternativ können insbesondere bei vorgesehener Errichtung von Einfamilienhäusern auf
maximal 20 Prozent der begünstigten Fläche Baugrundstücke bis zu 200m2 Größe nach den
Regeln des sogenannten "Einheimischenmodells" an bauwillige und schon länger in Mühltal

beheimatete Personen vergeben werden, die insbesondere nach sozialen Kriterien
auszuwählen sind. Dabei darf der Kaufpreis 50 Prozent des amtlich festgestellten ortsüblichen
Bodenrichtwertes nicht übersteigen.

Der durch die Baulandumlegung begünstigte Grundstückseigentümer übergibt den
Grundstücksteil, für den das preisgünstige Wohnen vorgesehen ist, einer anerkannten
gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft oder -genossenschaft. Zu welchen Konditionen
eine Übertragung erfolgt, ist Sache der Vertragspartner, die Gemeinde hält sich heraus,jedoch
entstehen für die Gemeinde keine Kosten für das Angebot preisgünstigen Wohnraumes.

Der Antrag soll zuvor in allen Ausschüssen beraten werden. Die Abstimmung über den
Antrag in der Gemeindevertetung soll namentlich erfolgen.

Begründung
Problem:

1. Preisgünstiges Wohnen ist zur Mangelware geworden. Auch in Mühltal herrscht ein
Verdrängungswettbewerb, bei dem finanz schwache Mitmenschen regelmäßig unterliegen.
Wohnen in Mühltal, und hier insbesondere in den Ortsteilen Nieder-Ramstadt, Traisa und
Trautheim, ist für viele Menschen nicht mehr möglich.
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2. Aufgrund der Finanznot der Gemeinde Mühltal kann diese hier auch keine Zuschüsse,
zuletzt war von 1,4 Millionen Euro die Rede, geben, um neu entstehenden Wohnraum
preisgünstiger zu gestalten. Zudem wäre das für die Gemeinde mit viel Bürokratie verbunden,
die regelmäßig ebenfalls kostenintensiv ist.

3.. Andererseits "verschenkt" die Gemeinde gegenleistungslos Baurecht für lukrative
Wohnbebauung. Ihr entsteht dadurch noch enormer Verwaltungsaufwand, für den der
Mühltaler Steuerzahler aufkommt. Die ohne Baurecht vergleichsweise wertlosen Grundstücke
werden durch die Gemeinde mit Kosten für die Gemeinde veredelt, während der durch das
Baurecht entstehende Gewinn bei den Investoren verbleibt.

4. Diesem unangemessenen Spannungsverhältnis wird inzwischen vielfach begegnet. In Ulm
beispielsweise wird seit Jahrzehnten bereits eine Politik betrieben, die es ermöglicht, daß die
durch Planung entstehenden Gewinne bei der Kommune bzw. bei den Bewohnern in der Art
verbleiben, daß preiswertes Wohnen dauerhaft ermöglicht wird. In Frankfurt am Main zeigt
der jüngste .Baulandbeschluß", daß es bei der Ausweisung neuer Wohnbaugebiete zuvorderst
um das preiswerte Wohnen für eine breite Masse geht, der die privatwirtschaftliche
Gewinnmaximierung untergeordnet wird.

Lösung:

Die Gemeinde Mühltal hat nicht die bürokratische Kompetenz, um wie etwa die Städte Ulm
und inzwischen Frankfurt am Main die Maßnahmen rund um den Wohnungsbau zu begleiten.
Sie kann aber vor einem finalen Beschluß eines Bebauungsplanes insbesondere durch einen
städtebaulichen Vertrag oder auf andere Art regeln, daß ein Teil, hier 50 Prozent, der
entstehenden Bruttogeschoßfläche insbesondere von einer Wohnungsbaugesellschaft oder -
genossenschaft bebaut wird, die dauerhaft entsprechend preisgünstiges Wohnen anbietet.
Dieser für die Gemeinde kostenfreie Weg sollte eingeschlagen werden, wobei sich die
Gemeinde naheliegend von einer/einem unabhängigen JuristinlJuristen beraten lassen sollte,
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Kosten:

Durch dieses Modell spart die Gemeinde gegenüber der aktuell überlegten Vorgehensweise
1,4 Millionen Euro, wobei der Erfolg für das preisgünstige Wohnen und dessen
Dauerhaftigkeit erheblich größer sind. Die Gemeinde vertritt insofern nicht die Interessen von
Investoren, sondern die eigenen und die der Menschen, die auf preisgünstigen Wohnraum
angewiesen sind.

64367 Mühltal, den 3. März 2020
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~istoph Zwickler als Vorsitzender der Fraktion FUCHS


